
Einwohnergemeinde Wolfwil      
 

Dienst- und Gehaltsordnung 
 

1.2.1 

    
 
 

Gestützt auf §§ 56 lit. a und 121 Gemeindegesetz vom 16. Februar 1992 beschliesst die Gemeindever-
sammlung 
 

 Allgemeines  
 

Aus Gründen der Lesbarkeit werden in diesem Regelement nur männliche 
Personen- und Stellenbezeichnungen verwendet. Die weiblichen gelten 
darin immer als eingeschlossen. 
 

   
 

A. Geltungsbereich 
 

 Geltungsbereich §  1 
1 

Den Bestimmungen dieses Reglements unterstehen die vom Volke oder 
einer Behörde definitiv oder provisorisch gewählten haupt- und neben-
amtlichen Beamten, Lehrer, Lehrerinnen, Kindergärtnerinnen, Angestellten, 
Aushilfen, Lehrlinge und nebenamtliche Funktionäre der Einwohnerge-
meinde Wolfwil. 
 

   
2
 

 
Für die Lehrerschaft gelten, wo nicht besonders vermerkt, die Bestimmun-
gen der Kantonalen Schulgesetzgebung. 
 

   
 

B. Allgemeine Dienstordnung 
 

   
 

I.   Einordnung des Personals 
 

 Personaleinordnung §  2 
 

a) Leitung Verwaltung   
- Leiter Verwaltung    

 

b) Nebenamtliche Beamte 
Der Urnenwahl unterliegen: 
- Gemeindepräsident 
- Gemeindevizepräsident 

 
 

 Der Gemeinderat wählt: 
- Friedensrichter 
- Inventurbeamter 

 

c) Lehrkräfte 
- Lehrpersonen 
- Fachkräfte Werken 
- Kindergärtnerinnen 

 

d) Hauptamtliche Angestellte 
- Stv. Leiter Verwaltung 
- Gemeindeschreiber  
- Finanzverwalter  
- Verwaltungsangestellte    

 
- Anlagewart  
- Gemeindearbeiter  
- Schulhausabwarte  
- Schulleiter 

e) Nebenamtliche Funktionäre 
- Abfalldeponieaufsicht 
- Erhebungsverantwortlicher    

Landwirtschaft            
- Fährmann 
- Feuerungskontrolleur 
- Feuerwehrkommandant 
- Feuerwehrkommandant-

Stellvertreter 
- Gewässerbetreuer 

 
- Kriegswirtschaft „Brennstof-

fe/Lebensmittel“  
- Kriegswirtschaft-

Stellvertreter  
- Pilzkontrolleur 
- Sachbearbeiter baulicher 

Zivilschutz 
- Sicherheitsdelegierter  
- Wasserzählerableser 

f)    Aushilfen  
- Aushilfen im Stundenlohn 

 
 

g)   Lehrlinge  
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 Unterstellung §  3 
1 

Der Gemeindepräsident  ist Vorgesetzter  aller  Gemeinde-Beamten, -An- 
gestellten und –Funktionäre gemäss Organigramm im Anhang 1

bis
. 
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II. Anstellung und Austritt 
 

 Schaffung neuer  
Stellen 

§  4 
1 

Die Gemeindeversammlung beschliesst auf Antrag des Gemeinderates 
neue Stellen. 
 

   
2 

Der Gemeinderat entscheidet über die Einrichtung oder Aufhebung von 
Aushilfsstellen auf Antrag der Linienvorgesetzten. 
 

   
3 

Neugeschaffene oder freigewordene Stellen, für welche besondere Wahl-
erfordernisse (Diplome usw.) vorgeschrieben sind, sind mit einer Anmelde-
frist von mindestens 14 Tagen auszuschreiben. 
 

 Wählbarkeit §  5 
 

Wählbar sind: 
a)    
 
b)    
 
 
c)    

schweizerische Staatsangehörige, sofern sie allfällige Wahlerforder-
nisse (Wählbarkeitsvoraussetzungen) erfüllen 
unter gleicher Voraussetzungen auch ausländische Staatsangehöri-
ge mit Niederlassungsbewilligung, sofern die Ausübung der Stelle 
nicht an das Stimmrecht gebunden ist 
andere ausländische Staatsangehörige, sofern sie aufgrund interna-
tionaler Vereinbarungen zuzulassen sind 
 

 Wiederwahl §  5
bis

 
1 

Beamte unterstehen für die neue Amtsperiode der Wiederwahl, bevor die 
bisherige Amtsperiode abläuft. 
 

   
2 

Die Wiederwahl kann auch provisorisch oder auf beschränkte Zeit erfolgen, 
wenn Leistung, Eignung oder Verhalten zu begründeten Bedenken Anlass 
geben.  
 

   
3 

Für Angestellte, die nicht auf bestimmte, sondern auf unbestimmte Zeit 
gewählt wurden, dauert das Arbeitsverhältnis fort. 
 

 Urnenwahl §  6 
1 

Der Gemeindepräsident und Gemeindevizepräsident werden vom Volk 
durch Urnenwahl gewählt. 
 

 Wahl durch den  
Gemeinderat 

 
2 

Der Gemeinderat wählt die übrigen nebenamtlichen Beamten und alle üb-
rigen Angestellten, Funktionäre, Aushilfen und Lehrlinge gemäss § 2. 
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  §  7 
 1)

 
 

 Probezeit §  8 
 

Jeder vom Gemeinderat gewählte hauptamtliche Angestellte oder Lehr-
ling, der in den Gemeindedienst eintritt, hat eine Probezeit von 3 Monaten 
zu bestehen. Auf gegenseitigen Wunsch kann eine einmalige Verlänge-
rung von max. 3 Monaten vereinbart werden. 
 

 Altersgrenze §  9 
1 

Das Arbeitsverhältnis für Beamte und Angestellte endigt, wenn das für 
Mann und Frau gleiche Schlussalter im Rahmen von 60-65 Jahren erreicht 
wird. 
 

   
2 

Der Gemeinderat legt das Schlussalter fest. 
 

 Kündigungsfrist 

 

 

§ 10 
1 

Fest gewählte Beamte, Angestellte und Funktionäre haben eine Kündi-
gungsfrist von 3 Monaten. Für Angestellte im Provisorium gilt eine gegen-
seitige Kündigungsfrist von sieben Tagen. 
 

                                                           
1)

  aufgehoben gemäss Gemeindeversammlungsbeschluss vom 30. April 2009 

 
 



 

  1.2.3 

   
 

2 
Für Aushilfen gilt eine Kündigungsfrist von 14 Tagen. 
 

   
3 

Der Gemeinderat kann auf Gesuch hin einen Austritt vor Ablauf der Kündi-
gungsfrist gestatten. 

   
4 

Beim privat-rechtlich angestellten Personal werden die Kündigungsmodali-
täten im Arbeitsvertrag festgelegt.  
 

   
 

III. Allgemeine Pflichten 
 

 Pflichten § 11 
 

Die Beamten und das gesamte Gemeindepersonal haben die Pflichten, die 
ihnen auferlegt worden sind, treu und gewissenhaft zu erfüllen. Inner- und  
ausserhalb des Dienstes haben sie sich ihrer Stellung als würdig zu erwei-
sen, dem Recht zu dienen und die Interessen der Gemeinde zu wahren. 
 

 Amtsgeheimnis § 12 
1 

Das Gemeindepersonal ist verpflichtet, über die ihm in seiner dienstlichen 
Stellung zur Kenntnis gelangten Angelegenheiten, welche nach ihrer Natur 
oder nach besonderer Vorschrift geheim zu halten sind, Stillschweigen zu 
bewahren.  
 

   
2 

Diese Verpflichtung bleibt nach Auflösung des Dienstverhältnisses beste-
hen.  
 

   
3 

Das Amtsgeheimnis gilt auch für Behördenmitglieder und nebenamtliche 
Funktionäre. 
 

 Geschenke § 13 
 

Den Gemeindefunktionären ist es untersagt, für amtliche Leistungen Ge-
schenke und Trinkgelder sowie Provisionen von Arbeitnehmern oder Liefe-
ranten entgegenzunehmen oder Vorteile zu beanspruchen. 
 

 Nebenbeschäftigung § 14 
 

Einem hauptamtlichen Angestellten, Beamten oder Funktionär ist die Aus-
übung eines Gewerbes oder einer besoldeten Nebenbeschäftigung nur mit 
Bewilligung des Gemeinderates gestattet. Der Gemeinderat darf die Bewil-
ligung nur erteilen, wenn die Amtsführung darunter nicht leidet. 
 

 Wohnsitz § 15 
1 

Grundsatz: Die verfassungsmässige Niederlassungsfreiheit gilt auch für die 
Angestellten der Gemeinde Wolfwil. 
 

   
2 

Der Gemeinderat kann für Funktionen, die eine kurze Reaktionszeit erfor-
dern oder für Objekt- und Hauswartungen Wohnsitz in der Gemeinde oder 
den Bezug einer Dienstwohnung vorschreiben.  
 

 Dienstvorschriften § 16 
 

Der Gemeinderat erstellt für jede Anstellung ein spezielles Pflichtenheft. 
 

   
 

IV. Arbeitszeit 
 

 Arbeitszeit § 17 
1 

Die ordentliche Arbeitszeit der hauptamtlichen Beamten und Angestellten 
beträgt 42 Stunden pro Woche. Der Vorgesetzte visiert monatlich die Zeit- 
und Arbeitsrapporte. Die Arbeitsrapporte sind jeweils innert drei Arbeitsta-
gen dem Vorgesetzten abzugeben.  
 

   
1bis 

Hauptamtliche Beamte und Angestellte, die zu Sitzungen (als Aktuar, Be-
richterstatter etc.) zugezogen werden, wird die Sitzungszeit als Arbeitszeit 
angerechnet.  
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3 1)

 
 

                                                           
1)

 aufgehoben gemäss Gemeindeversammlungsbeschluss vom 30. April 2009 
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 Sprechstunden  

4 
Die nebenamtlichen Beamten haben dem Publikum je nach Bedarf Sprech-
stunden einzuräumen. Die Publikation erfolgt im "Gäu-Anzeiger". 
 

 Gleitzeit / Überzeit § 17
bis

 
1 

Auf Ende Monat dürfen höchstens 50 Std. Gleitzeitsaldo auf den Folgemo-
nat übertragen werden. 

   
2 

Sofern dringliche Arbeiten eine längere als die festgesetzte Arbeitszeit 
erfordern, ist das Personal auf schriftliche Anordnung des Vorgesetzten zur 
Leistung von Überzeit verpflichtet. Überzeit, welche vom Vorgesetzten 
angeordnet wird, muss mit Freizeit 1:1 kompensiert werden.  
 

   
3 

Ist eine Kompensation aus betrieblichen Gründen innert Jahresfrist nicht 
möglich, so hat das Personal beim Vorgesetzten einen Antrag auf Ausrich-
tung einer Entschädigung zu deponieren. Der Vorgesetzte hat sodann 
seinerseits an den Gemeinderat einen Antrag auf Auszahlung der Überzeit 
zu richten. Die Höhe der Entschädigung richtet sich nach § 17

ter
. 

 
   

4 
Bei Geltendmachung der Überzeit (Kompensation gemäss Absatz 1 oder 
Entschädigungszahlung gemäss Absatz 2 hievor) ist die schriftliche Anord-
nung des Vorgesetzten (mit dessen Unterschrift / Visum) vorzulegen.  
 
Diese schriftliche Anordnung ist in der Regel vor Leistung der Überzeit 
auszustellen. Ohne eine schriftliche Anordnung kann keine Überzeit 
respektive Entschädigung geltend gemacht werden. In begründeten Aus-
nahmefällen kann der Vorgesetzte auch nachträglich Überzeit bewilligen. 
 

  
5 

Kadermitarbeiter haben keinen Anspruch auf Überzeitentschädigungen. 
 

   
6 

Wird ein Angestellter während der Kündigungsfrist von der Erbringung der 
Arbeitsleistung befreit (Freistellung), ist die Einwohnergemeinde Wolfwil 
berechtigt, Überzeit mit der Freistellungszeit zu kompensieren. 
 

 Überzeitentschädi-
gung 

§ 17
ter

 
1 

Für Überzeit, die nicht durch Freizeit  kompensiert werden kann, werden 
folgende zusätzliche Entschädigungen ausbezahlt: 
 
a)    
 
 
b)    

Montag bis Samstag, nach Abschluss der täglichen Soll-Arbeitszeit, 
25 % ab 20.00 bis 06.00 Uhr sowie Sonntag 23.00 bis Montag 06.00 
Uhr. 
50 % Samstag 23.00 Uhr bis  Sonntag 23.00 Uhr. 

 

   
2 

Wird der Antrag auf Ausrichtung der Überzeitentschädigung gemäss § 17 
Abs. 2 vom Personal beim Vorgesetzten nicht bis spätestens innerhalb 
eines Jahres seit Leistung der Überzeit gestellt, so erlöschen sowohl der 
Anspruch auf Ausrichtung einer Entschädigung als auch auf Kompensati-
on. 
 

 Piketteinsatz §17 
quater 

1 
Piketteinsätze gelten als Arbeitszeit. Der Anfahrtsweg im Radius von 20 
km gilt bereits als Arbeitszeit. 

   
 

 
   

2 
Für die sich aus dem Einsatz ergebenden Überstunden ausserhalb der 
ordentlichen Arbeitszeit gelten die Zeitzuschläge gemäss § 17

ter
. 

   
 

 
   

3 
Die Zeitzuschläge werden quartalsweise ausbezahlt. 

   
 

 
   

 
 

 Meldepflicht 
bei Krankheit 

§ 18 
1 

Bei Krankheit ist dem direkten Vorgesetzten sofort Mitteilung zu machen. 
Dauert die Krankheit mehr als 3 Tage, so ist dem Gemeindepräsidium ein 
ärztliches Zeugnis einzureichen. Die Wiederaufnahme der Arbeit ist dem 
Vorgesetzten zu melden. Der Linienvorgesetzte kann aber jederzeit auch 
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am 1. Tag ein Zeugnis verlangen. 
 

 Stellvertretung  
2 

Ist ein Funktionär abwesend, wird die Stellvertretung durch den zuständi-
gen Vorgesetzten angeordnet, sofern nicht von Gesetzes wegen ein Stell-
vertreter gewählt ist. 
 
 
 

 Zusätzliche Leistun-
gen der Lehrerschaft 

§ 19 
1 

Die Lehrpersonen können bei Schulveranstaltungen auch ausserhalb des 
Stundenplanes zur Aufsicht der Schüler verpflichtet werden. 
 

   
2 

Die Lehrpersonen aller Stufen können zur Leitung von Ferienkolonien oder 
ähnlichen Veranstaltungen auf dem Gebiete der Jugendfürsorge und Ju-
genderziehung herangezogen werden. 

   
 

 
 Feiertage 

 
 
 
 
 

§ 20 
 

Als Feiertage gelten die kantonalen Regelungen: 
 

- Neujahr   - Fronleichnam 
- Berchtoldstag (02.01.) - 1. August  
- Karfreitag - Maria Himmelfahrt (15.8.) 
- Ostermontag - Allerheiligen (01.11.) 
- 1. Mai Nachmittag - Weihnachten (25.12.) 
- Auffahrt - Stephanstag (26.12.) 
- Pfingstmontag  
  

 

 Vorzeitiger  
Arbeitsschluss 

§ 21 
 

An den Vortagen der aufgeführten ganztägigen Feiertage ist der Arbeits-
schluss auf 16.00 Uhr vorzuverlegen. 
 

 Brücken für Schulen § 21
bis

 
 

Schulen können vor, nach oder zwischen gesetzlichen Feiertagen einen 
zusätzlichen Freitag einlegen. Die ausgefallenen Lektionen müssen nicht 
vor- oder nachgeholt werden.  
 

   
 

V. Wohlfahrtseinrichtungen, Ferien, Urlaub 
 

 Personalfürsorge § 22 
1 

Nach Anstellung versichert die Gemeinde die hauptamtlichen Beamten und 
Angestellten gegen die Folgen des Alters, der Invalidität und des Todes bei 
einer Personalfürsorgestiftung (Gruppenversicherung). 
 

   
2 

Jeder Versicherte hat an die Versicherung die Hälfte der Prämie als Bei-
trag zu leisten. 
 

 Krankenkasse  
3 

Für die Lehrerschaft und das hauptamtliche Gemeindepersonal schliesst 
die Gemeinde eine Kranken-Taggeld-Versicherung ab. 50 % der Prämie 
sind durch die Versicherten zu bezahlen. 
 

 Unfallversicherung § 23 
1 

Die Gemeinde versichert alle hauptamtlichen Beamten, Angestellten und 
Lehrkräfte sowie Aushilfen und Lehrlinge gegen Betriebs- und Nichtbe-
triebsunfall. Die Prämien für die Betriebsunfallversicherung gehen zu La-
sten der Gemeinde, diejenigen für die Nichtbetriebsunfallversicherung zu 
Lasten des Versicherten. 
 

   
2 

Versicherte haben Anspruch auf Leistungen der obligatorischen Unfallver-
sicherung bei Berufsunfällen, Nichtberufsunfällen und Berufskrankheiten. 
Arbeitnehmende, deren wöchentliche Arbeitszeit nicht mindestens 8 Stun-
den beträgt, sind jedoch nur gegen Berufsunfälle und Berufskrankheiten, 
nicht aber gegen Nichtberufsunfälle versichert. Dabei gelten Unfälle auf 
dem Arbeitsweg als Berufsunfälle.  
 

 Ferien § 24 
 

Jeder hauptamtliche Beamte und Angestellte hat Anspruch auf jährliche, 
bezahlte Ferien. Für die Lehrerschaft entfallen sie auf die vom Kanton vor-
gesehenen Schulferien. 
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 Ferienanspruch § 25 

1 
- bis 19. Altersjahr und alle Lehrlinge 25 Tage 
- ab  20. bis 49. Altersjahr 20 Tage 
- ab  50. bis 59. Altersjahr 25 Tage 
- ab  60. Altersjahr bis 30 Tage 

 

   
 

Kadermitarbeiter haben Anspruch auf zusätzliche 5 Ferientage. 
 

   
2 

Tritt ein Beamter oder Angestellter im Laufe eines Kalenderjahres ein oder 
aus, so hat er Anspruch auf Ferien im Verhältnis zur Dienstzeit des betref-
fenden Jahres. 
 

   
3 

Ist ein Beamter oder Angestellter aus irgendeinem Grund gezwungen, der 
Arbeit mehr als zwei Monate fernzubleiben, so hat der Gemeinderat, auf 
Antrag des Leiters Verwaltung, über eine entsprechende Kürzung des Fe-
rienanspruchs zu befinden. 
 

 Besondere Ferienbe-
stimmungen 

§ 26 
 

Der Zeitpunkt der Ferien ist mit dem Gemeindepräsidium zu vereinbaren. 
Ferien dürfen nicht auf ein folgendes Jahr übertragen werden. Der Ge-
meinderat kann Ausnahmen bewilligen. 
 

   
2 

Im laufenden Jahr müssen mindestens zwei Wochen Ferien am Stück 
bezogen werden. Begründete Ausnahmen werden durch den Gemeinderat 
bewilligt. 
 

 Urlaub § 27 
1 

Ohne Kürzung des Ferienanspruches hat das Personal Anrecht auf be-
zahlten Urlaub. 
 
a)    bei Verheiratung 

(Teilzeitangestellte proportional zum Pensum) 
 

3 Tage 

b)    bei Todesfall in der Familie (Ehegatte, Kinder, Eltern) 
 

3 Tage 

c)    bei Todesfall der Grosseltern, Schwiegereltern, eines 
Schwagers, einer Schwägerin, der Geschwister oder  
in Hausgemeinschaft lebender Verwandter 1 Tag,  
nach Notwendigkeit bis 
 

 
 
 
3 Tage 

d)   bei Niederkunft der Ehefrau 
 

1 Tag 

e)     bei Hochzeit eines Kindes oder von Geschwistern,  
bei Wohnungswechsel, Entlassung aus der Armee 

1 Tag 

   
 

   
2 

Bei Vorliegen anderer ausserordentlicher Umstände kann der Gemeinde-
präsident auf begründetes Gesuch hin jährlich bis zu 3 Urlaubstage bewil-
ligen. 
 

   
3 

Der Vorgesetzte ist in allen Fällen um Bewilligung nachzusuchen.  
 

 Mutterschaftsurlaub § 27
bis

 
1 

Nach der Niederkunft hat die Arbeitnehmerin Anspruch auf einen Mutter-
schaftsurlaub von mindestens 14 Wochen. 
 

   
2 

Krankheits-, Unfall-, Urlaubs- oder Feiertage während des Mutterschaftsur-
laubes können nicht kompensiert werden. 
 

   
3 

Wird das Arbeitsverhältnis nach der Niederkunft nicht fortgesetzt, erlischt 
das Arbeitsverhältnis nach Ablauf des Mutterschaftsurlaubes. 
 

 Absenzenkontrolle § 28 
 

Der Gemeindepräsident hat über alle Absenzen des vollamtlichen Perso-
nals wie Ferien, Militärdienst, Krankheit und Urlaub eine Kontrolle zu füh-
ren. 
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VI. Disziplinarbestimmungen 
 

 Allgemeine  
Bestimmungen 

§ 29 
1 

Verletzt ein Gemeindebeamter, -angestellter oder -funktionär vorsätzlich 
oder fahrlässig seine Dienstpflichten, so kann er disziplinarisch bestraft 
werden. Die Strafen sind nach der Schwere der Verfehlungen abzustufen. 
 
 
 

   
2 

Dem Fehlbaren ist Gelegenheit zur Rechtfertigung zu geben. In leichten 
Fällen kann der Fehlbare durch seinen direkten Vorgesetzten schriftlich 
verwarnt werden. 
 

   
3 

In einem schweren Falle kann von der zuständigen Disziplinarbehörde vor 
der Ausfällung eines Entscheides die vorläufige Amtseinstellung verfügt 
werden. 
 

 Disziplinarbehörden § 30 
1 

Die disziplinarische Entlassung richtet sich nach dem Verantwortlichkeits-
gesetz. 
 

   
2 

Die Disziplinarbehörde ist in jedem Fall der Gemeinderat (die Gemeinde-
ratskommission). 
 

 Strafrechtliche  
Verfolgung 

§ 31 
 

Der Gemeinderat ist zuständig, ausser dem Verantwortlichkeitsverfahren 
die Überweisung an den Strafrichter zu verfügen, wenn die Verfolgung 
nach dem eidgenössischen Strafrecht ein Vergehen oder Verbrechen dar-
stellt. 
 

  § 32 
 1)

 
 

 Beschwerde- 
verfahren 

§ 33 
1 

Gegen eine schriftliche Verwarnung gemäss Art. 29, Abs. 3, kann beim 
Gemeinderat Beschwerde geführt werden. 
 

   
2 

Beim Departement kann Beschwerde geführt werden gegen: 
a) Beschlüsse über Nichtwiederwahlen, die nicht von der Gemeindever-

sammlung, vom Gemeindeparlament oder an der Urne gefasst wer-
den; 

b) Gegen die Kündigung definitiver Anstellungsverhältnisse und Entlas-
sungen aus wichtigen Gründen; 

c) Gegen Beschlüsse über Rechtsansprüche aus dem Bundesgesetz 
über die Gleichstellung von Frau und Mann vom 24 März 1995; 

d) Beschlüsse über Einreihung und Beförderung in Besoldungsklassen 
und- stufen;  

e) Gegen Disziplinarmassnahmen  
 

   
3 

Die Beschwerdeinstanz entscheidet endgültig. 
 

 Haftung § 34 
 

Die Haftbarkeit für Schaden, den Gemeindefunktionäre in Ausübung ihres 
Amtes Dritten oder der Gemeinde gegenüber zufügen, richtet sich nach 
dem kantonalen Verantwortlichkeitsgesetz vom 26. Juni 1966. 
  

   
 

C. Gehaltsordnung 
 

   
 

I.   Allgemeine Bestimmungen 
 

 Entschädigungen § 35 
1 

Alle unter § 2 genannten Beamten, Angestellten und Funktionäre der Ein-
wohnergemeinde Wolfwil, mit Ausnahme der im Anhang 1 aufgeführten 
Beamten und Funktionäre, beziehen für ihre Leistungen eine Besoldung 
gemäss den nachfolgenden Bestimmungen. Besondere gesetzliche Best-
immungen, insbesondere für die Lehrkräfte, bleiben vorbehalten. 

 

                                                           
1)

 aufgehoben gemäss Gemeindeversammlungsbeschluss vom 30. April 2009 
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 Pikettbereitschaft §35
bis

 
1 

Die Gemeindearbeiter und Schulhausabwarte erhalten eine Pauschalent-
schädigung für den Pikettbereitschaftsdienst. 

   
 

 
 Entschädigung 

Mobiltelefon 
§35

ter
 

1 
Der Gemeinderat legt für die Gemeindearbeiter und die Schulhausabwarte 
eine Pauschalentschädigung fest. 

   
 

 
   

2 
Ansonsten werden keine weiteren Entschädigungen (wie Sitzungsgelder, 
Taggelder, Auslagen, etc.) ausgerichtet. Vorbehalten bleibt der Ersatz von 
Spesen bei auswärtigem Aufenthalt (§ 48) und von Aus- und Weiterbil-
dungskosten (§ 48

bis
). 

 
 Auszahlung § 36 

 
Die Lohnauszahlungen erfolgen monatlich je am 25. oder vorher, wenn der 
25. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag fällt. Im Dezember hat die 
Auszahlung am 15. zu erfolgen. 
 

 Für nebenamtliche 
Funktionäre 
 

§ 37 
 1)

 

 Funktionsstufen, 
Stelleneinreihung 

§ 38 
 

Die Einreihung des hauptamtlichen Personals in die einzelnen Funktions-
stufen liegt in der Kompetenz des Gemeinderates. 

 Teuerungsausgleich § 39 
 

Auf Antrag des Gemeinderates beschliesst die Gemeindeversammlung 
jährlich unter einem separaten Traktandum, ob und in welchem Umfang 
die Teuerung auf den Besoldungen ausgeglichen wird. 
 

  § 40 
 

Die Dienstwohnungen werden durch den Gemeinderat eingeschätzt und 
sind bei der Auszahlung der Besoldung in Anrechnung zu bringen. 
 

   
 

II. Besoldung des hauptamtlichen Personals 
 

 Funktionsstufen § 41 
 

1. Leiter Verwaltung         
    mit höherer Fachprüfung und Personalführung   
2. Stellvertreter Leiter Verwaltung / Angestellter mit Führungsaufgaben 

mit      höherer Berufsausbildung und Personalführung 
3. Angestellter mit Führungsaufgaben 

mit      Berufslehre und Personalführung 
4. Angestellter 

mit      Berufslehre 
 

 Gehaltsbänder § 41
bis

 
1 

Für jede Funktionsstufe gilt ein individuelles Gehaltsband. Das Gehaltsma-
ximum beträgt 135% des jeweiligen Minimums. Für die Ansätze gilt der An-
hang 4. 
 

 Indexierung  
2 

Die Gehaltsbänder gemäss Anhang 4 basieren auf dem Indexstand von 
100 Punkten, Stand 2006. Die Indexierung erfolgt aufgrund des Teue-
rungsausgleichs. 
 

 Anfangsgehalt § 41
ter

 
 

Das Anfangsgehalt wird vom Gemeinderat festgelegt. Dabei sind Ausbil-
dung, besondere Fähigkeiten, Alter oder Lohnansätze auf dem lokalen 
Arbeitsmarkt zu berücksichtigen. 
 

 Gehaltsentwicklung § 41 
quater

 

 
Die Gehaltsentwicklung richtet sich nach dem Gehaltsband. Für die Ansät-
ze gilt der Anhang 4. 
 

 Maximalgehalt § 41
 

quinquies
 

 
Das maximal mögliche Gehalt wird mit dem jeweiligen Lohnbandmaximum 
erreicht. 
 

 Leistungsentschädi-
gung 

§ 41
 sexies

 
1 

Durch die Vorgesetzten erfolgt jährlich eine Mitarbeiterbeurteilung. Lei-
stung und Verhalten bilden die Grundlage für die lohnwirksame Leistungs-
entschädigung. 
 

 Bewertung  
2 

Die Beurteilung umfasst folgende Bewertungsskala: 
- Qualifikation 1        +     0.3%  
- Qualifikation 2        +     0.2%  
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- Qualifikation 3        +     0.1%  
- Qualifikation 4        +/-   0.0%  
- Qualifikation 5         -     0.1%  
 

Die Leistungsentschädigung erfolgt auf Basis des aktuellen Jahressalärs 
inkl. 13. Monatsgehalt. Nicht berücksichtigt werden Kinderzulagen oder 
anderweitige Zulagen. 
 

   
3 

Bei Erreichung des Lohnbandmaximums gilt § 41
quinquies

. 
 

 13. Monatsgehalt § 42
bis

 
 

Jeder hauptamtliche Beamte oder Angestellte hat Anspruch auf ein 13. 
Monatsgehalt gemäss staatlicher Regelung. 
 

 Kinderzulage § 44 
 

Es gelten in Bezug auf Kinderzulage die Bestimmungen der kantonalen 
Gesetzgebung. 
 

 Beförderungen § 44
bis

 
 

Auf begründeten Vorschlag des Gemeindepräsidiums hin kann der Ge-
meinderat Beförderungen in die nächsthöhere Lohnklasse (Funktionsstufe) 
vornehmen. Die Beförderungen sind am Ende eines Kalenderjahres vorzu-
nehmen und auf den Anfang des folgenden Jahres in Kraft zu setzen. 
 

   
 

II.
bis

 Besoldung des nebenamtlichen Personals 
 

 Einzel-Pauschalen § 46 
1 

An die Mitglieder des Gemeinderates (Ressortchefs, exklusive Gemeinde-
präsident), die Ersatzmitglieder des Gemeinderates und die nebenamtli-
chen Beamten werden die Einzel-Pauschalen gemäss Anhang 2 ausge-
richtet. 
 

   
2 

Mit der Einzel-Pauschale wird die Vorbereitung und Erledigung der Ge-
schäfte sowie die übrige Amtsführung pauschal besoldet. Damit werden 
sämtliche  Leistungen  und,   vorbehältlich  der  Entschädigungen   gemäss  
§§ 48 und 48

bis
, auch sämtliche Auslagen abgegolten. 

 
 Kommissions- 

Pauschalen 
§ 47 

1 
Für die Besoldung der Mitglieder der Kommissionen und der nebenamtli-
chen Funktionäre, die den einzelnen Kommissionen zugeordnet sind, wer-
den nebst einer Basisentschädigung Kommissions-Pauschalen gemäss 
Anhang 3 ausgerichtet. Die Kommissionspauschale ist eine Leistungser-
gänzung, welche die Konstituierungsfreiheit und der damit verbundene 
unterschiedliche Arbeitsanfall der einzelnen Kommissionsmitglieder be-
rücksichtigt. Bei der Einsetzung von nichtständigen Kommissionen (Ar-
beitsgruppen)  legt der Gemeinderat die Kommissions-Pauschale unter 
Berücksichtigung von Anhang 3 nach  pflichtgemässem Ermessen fest. 
 

   
2 

Mit der Basisentschädigung und der Kommissions-Pauschale wird die Vor-
bereitung und Erledigung der Geschäfte sowie die übrige Amtsführung 
pauschal besoldet. Damit werden sämtliche Leistungen der Kommissions-
mitglieder und der zugeordneten nebenamtlichen Funktionäre und, vorbe-
hältlich der Entschädigungen gemäss §§ 48 und 48

bis
, auch alle ihre Aus-

lagen abgegolten. 
 

   
3 

Über die Verteilung der Kommissions-Pauschale auf die einzelnen Mitglie-
der der Kommission  und die zugeordneten nebenamtlichen Funktionäre 
entscheidet der Gemeinderat alljährlich auf  Antrag der Kommission. Die 
Kommissions-Pauschale ist nach sachlichen Kriterien (wie Verantwortung, 
Aufwand, Spesen-Anteil, etc.) zu verteilen. 
 

 Festlegung des  
Spesen-Anteils 

§ 47
 bis

  
 

Der Gemeinderat legt den maximalen Spesen-Anteil bei den Einzel-
Pauschalen und Kommissions-Pauschalen in Absprache mit den Steuer-
behörden fest. 
 

   
 

II.
ter

 Spesen bei auswärtigem Aufenthalt, Aus- und Weiterbildung 
 

 Spesen bei auswärti- § 48 
1 

Bei auswärtigem Aufenthalt haben die Abgeordneten Anspruch auf Ersatz 
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gem Aufenthalt der effektiven Auslagen für die Reise und die Verpflegung. 
 

   
2 

Für die Reise sind grundsätzlich die öffentlichen Verkehrsmittel zu benüt-
zen. Ist die Benützung der öffentlichen Verkehrsmittel umständlich und 
unzumutbar, darf (auf eigenes Risiko) das private Auto benützt werden. 
Die Entschädigung hierfür wird im Gebührenreglement geregelt. 
 

 Spesen für Aus- und 
Weiterbildungen 

§ 48
 bis

  
1 

Mitglieder des Gemeinderates und der Kommissionen, Beamte, Angestell-
te und Funktionäre haben Anspruch auf Ersatz der effektiven Auslagen für 
Aus- und Weiterbildungen gemäss nachfolgendem Absatz. 
 

   
2 

Auslagen für Aus- und Weiterbildungen werden nur ersetzt, wenn sie vor-
gängig von der zuständigen Stelle (Gemeinderat oder der von ihm be-
zeichneten Stelle oder Kommission) bewilligt worden sind. Entsprechende 
Gesuche sind rechtzeitig unter Beilage der nötigen Unterlagen bei der zu-
ständigen Stelle einzureichen. Aus- und Weiterbildungen voll bzw. teilwei-
se  zulasten der Gemeinde sind nur zu bewilligen, wenn sie ausschliesslich 
bzw. zumindest überwiegend in ihrem Interesse liegen. 
 
 

 Spesen-Rechnung, 
Belege, zentrale 
Kredite 

§ 48
 ter

  
1 

 

 

Spesen, deren Ersatz aufgrund von §§ 48 und 48
bis

 beansprucht wird, sind 
zu belegen. 
 

   
2 

Die Spesen-Rechnung ist der zuständigen Stelle (Gemeinderat oder der 
von ihm bezeichneten Stelle oder Kommission) einzureichen. Die Belege 
und die Bewilligung für die Aus- und Weiterbildung sind beizulegen. 
 

   
3 

Für die Spesen wird pro Kommission ein zentraler Kredit eingerichtet. 
 

  § 49 
 1)

 
 

   
 

IV. Militärdienst, Krankheit, Besoldungsnachgenuss,  
     Dienstaltersehrung 
 

 Militärdienst § 50 
1 

Bei folgenden obligatorischen Militärdienstleistungen wird während der 
ganzen Dauer das volle Gehalt bezahlt: Rekrutenschule, Wiederholungs-, 
Einführungs-/Umschulungskurse, sowie taktische und technische Kurse. 
 

   
2 

Bei allen anderen Dienstleistungen mit Ausnahme von freiwilligem Dienst 
oder Strafdienst beträgt die Lohnauszahlung für Verheiratete oder Verwit-
wete mit eigenem Haushalt 90%, für Ledige mit Unterstützungspflicht 70% 
und für Ledige ohne Unterstützungspflicht 50%. 
 

   
3 

Die Leistungen aus der Ausgleichskasse fallen in die Gemeindekasse, 
soweit sie den Lohnanspruch nicht übersteigen. 
 

   
4 

Über die Besoldungsauszahlung bei aktivem Dienst erlässt der Gemeinde-
rat besondere Bestimmungen. 
 

 Krankheit  
und Unfall 

§ 51 
 

Beamte und Angestellte, die durch Krankheit oder Unfall an der Erfüllung 
ihrer Amtstätigkeit verhindert sind, beziehen: 
a) bis auf die Dauer von 3 Monaten die volle Besoldung. Ab dem 91. bis 

720.Tag 80% der Besoldung zu Lasten der Krankentaggeldversiche-
rung. 

b) Der Gemeinderat regelt die Gehaltszahlung, sofern die Arbeit teilweise 
aufgenommen wird. 

 
 Renten § 52 

 
Erleidet ein Gemeindefunktionär durch Unfall ein Gebrechen und wird er 
dadurch rentenbezugsberechtigt, so steht diese Rente dem Geschädigten 
zu. Das Gehalt wird höchstens um den Rentenbetrag reduziert.  

                                                           
1)

 aufgehoben gemäss Gemeindeversammlungsbeschluss vom 30. April 2009 
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 Besoldungs-

nachgenuss 
§ 53 

1 
Bei Ableben eines Beamten, Angestellten oder ständigen Arbeiters wird für 
3 Monate ein Besoldungsnachgenuss für den Lebenspartner als Nachlass 
ausbezahlt. 
 

   
2 

Die Auszahlung des Besoldungsnachgenusses hat zum Unterhalt der Be-
rechtigten zu dienen und darf nicht in die Erbmasse einbezogen werden. 
 

 Dienstalters-
geschenk 

§ 54 
1 

Alle hauptamtlichen Gemeindeangestellten erhalten nach 10 Dienstjahren 
eine Gratifikation in der Höhe eines halben Monatsgehaltes und nach 20 
und 30 Dienstjahren eine Gratifikation in der Höhe eines Monatsgehaltes. 
 

   
2 1)

 
 

   
 

D. Schlussbestimmungen 
 

  § 55 
1 

Diese Dienst- und Gehaltsordnung (DGO) mit Regulativ tritt nach Annahme 
durch die Gemeindeversammlung und Genehmigung durch das Volkswirt-
schaftsdepartement in Kraft. 
 

   
2 

Alle ihr widersprechenden bisherigen Verordnungen und Beschlüsse der 
Gemeindeversammlung, des Gemeinderates und der Gemeindeordnung 
sind aufgehoben. 
 

   
3 

Die Änderungen, welche von der Gemeindeversammlung am 23. Juni 
2005 genehmigt worden sind, treten per 1. August 2005 in Kraft. 
 

   
4 

Die Änderungen, welche von der Gemeindeversammlung am 30. April 
2009 genehmigt worden sind, treten rückwirkend per 1. Januar 2009 in 
Kraft. 
 

  § 56 
 

Über Ausnahmefälle, welche in dieser Ordnung nicht enthalten sind, ent-
scheidet der Gemeinderat. 
 

   
 

Genehmigt durch  
 
- den Gemeinderat am 28. August 1967, 18. Dezember 2001,18. No-

vember 2003, 10. Mai 2005, 25. April 2006 und 16. Februar 2009 (rev. 
16./30. März 2009), 7. November 2011, 17. November 2014 (nur An-
hänge 2 + 3) 

 
- die Gemeindeversammlungen am 30. August 1967, 1. Juli 1988,  

23. Januar 1990, 19. Januar 1996, 28. Dezember 2000, 22. Januar 
2002, 10. Dezember 2003, 23. Juni 2005, 7. Dezember 2005, 22. Juni 
2006, 7. Dezember 2006 (Inkrafttreten der Änderungen per 1. Januar 
2007) und 30. April 2009, 8. Dezember 2011, 11. Dezember 2014 (nur 
Anhänge 2 + 3), 10. Dezember 2015 

 
 
Der Gemeindepräsident:            Der Gemeindeschreiber: 
Georg Lindemann                      Paul Jäggi      
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- Regierungsratsbeschluss Nr. 4554 vom 11. September 1968 
 
- Verfügungen des Departements des Innern vom 4. April 2001, 8. April  

2002, 21. Januar 2004, 10. Januar 2005, 25. Januar 2006  
 
- Verfügungen des Volkswirtschaftsdepartements vom 10. August 2006,   

22. Januar 2007 und 28. Mai 2009 
 
 

      
 

 

Anhang 1   
 

 

 

Nebenamtliche Beamte und Funktionäre, die nicht (direkt) durch die Einwohnergemeinde entschädigt wer-
den:  
 
- Inventurbeamter     
- Feuerungskontrolleur  
- Kriegswirtschaft „Brennstoffe/Lebensmittel“  
- Kriegswirtschaft-Stellvertreter 
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Anhang 1bis      

 
 

 

 

 

Organigramm der Einwohnergemeinde Wolfwil 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Leitung Verwaltung 

 

Bau 

 
Gemeindekanzlei 

 
Finanzen und Steuern 

Sekretariat Planungs-, Bau-, 
Werkkommission, 

baulicher Zivilschutz   

Umweltschutz, 
Abfalldeponie  

Wasserkommission, 
 Betriebskommission Was-

serversorgung Wo-Fu  

Sekretariat ÖBA-
Kommission und RW  

Gemeindekanzlei, 
Gemeinderat  

Einwohnerkontrolle, 
allg. Schalter/Telefon  

Inventuramt, 
Bestattungswesen  

AHV-Zweigstelle, 
Arbeitsamt  

Informatik,  
Archiv 

 

Lehrling,  

Personaladministration 
 

Finanzverwaltung, 
Finanz- und 

Personalkommission  

Steuerverwaltung 

 

Schulverwaltung 

 

Musikschulverwaltung 

 

Versicherungswesen 

 
Orts-QM Sektionschef, 

Sachbearbeiter baulicher 
Zivilschutz  

Sicherheit  
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Zweck-
verband 
Sozial-
region  
Thal-Gäu 

Kultur-
kommission 

Gemeinderat 

Öffentliche 
Bauten + 

Anlagen 

Öffentliche 

Sicherheit 
Bildung  Soziales + 

Gesundheit 

Umwelt Planung + 

Bau 

Kultur+Sport 

Gemeindeversammlung 

Wahlbüro 

Finanz- und 
Personal-
kommission 
(Fiko) 

Fach- 
kommission 
Feuerwehr 
 
RZSO Gäu 

Fach- 
kommission 
Schule 
 
Musikschul- 
kommission 
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Fulenbach 

Planungs-, 
Bau- und 
Werk- 
kommission 
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schutz- 
kommission 
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sion für 
öffentliche 
Bauten und 
Anlagen 

(ÖBA) 

Präsidiales Finanzen, 
Information, 
Kommunikation 

Anhang 1ter      

 

 
Organigramm der Einwohnergemeinde Wolfwil 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

1.2.15 

Anhang 2   
 
   

 

Einzel-Pauschalen 
 

Stundenansätze 
 
Stundenansatz allgemein, exkl. Ferienentschädigung 24.85 
    
     
      
Ansätze 2015, Jährliche Anpassung an die Teuerung gemäss GV-Beschluss 
1
 Entschädigung für Aufgaben gem. Pflichtenheft, zuzüglich Sold  

  

a) Mitglieder des Gemeinderates  Einzel Pauschale 
(Franken pro Jahr) 

   
Ressortchef Finanzen und Kommunikation  2‘100.00 

- Ressortchef Bildung  2‘100.00 
- Ressortchef öffentliche Bauten und Anlagen   2‘100.00 
- Ressortchef Planung und Bau   4‘200.00 
- Ressortchef Umwelt   2‘100.00 
- Ressortchef öffentliche Sicherheit  2‘100.00 
- Ressortchef Soziales und Gesundheit   2‘100.00 
- Ressortchef Kultur und Sport  2‘100.00 
- Ersatzmitglied I   500.00 
- Ersatzmitglied II  500.00 

   
   
b) Nebenamtliche Beamte 
 

  

- Gemeindepräsident  25‘400.00 
- Vize-Gemeindepräsident  2‘100.00 
- Friedensrichter   1‘000.00 

 
 

  

c) Angehörige der Feuerwehr
1
 

     (Anzahl für den Sollbestand gemäss Angaben der SGV) 

  

   
- Feuerwehrkommandant 
- Feuerwehrkommandant Stv. 
- Offiziere (ohne Kdt., Kdt-Stv.) 
- Fourier 
- Atemschutz-Chef 
- Materialwart 
- Fahrzeugverantwortlicher 
- Unteroffiziere 
- Zug Chef 
- Chef Verkehr 

 

 4‘000.00 
1‘500.00 
1‘000.00 
2‘400.00 
1‘500.00 
1‘400.00 
1‘000.00 

200.00 
200.00 
300.00 

 
 

c) Sonstige 
 

- Sicherheitsdelegierter   
 
 
 

  
 
 

1‘000.00 
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Anhang 3   

 

   

 

 

Kommissions-Pauschalen 
 

Basisentschädigung pro Kommissionsmitglied/Funktionär: 
20% der Kommissionspauschale geteilt durch die Anzahl der Kommissionsmitglieder 

 

Kommission 
- zugeordnete nebenamtliche Funktionäre* 

 

 Kommissions- 
Pauschale 

(Franken pro Jahr) 
 

  
 

 
 

 
Finanz- und Personalkommission 

  
3‘500.00 

 
Kulturkommission  

  
5‘450.00 

 
ÖBA-Kommission 

  
4‘350.00 

 
Planungs-, Bau- und Werkkommission 
- inkl. Sachbearbeiter baulicher Zivilschutz 

  
13‘750.00 

 
 
Fachkommission Schule 

  
2‘750.00 

 
Umweltschutzkommission  
- Aufsicht Sammelstelle* gemäss Stundenansatz 
- Erhebungsverantwortlicher Landwirtschaft* gemäss  
  Stundenansatz 

  
4‘200.00 

 
Betriebskommission Wolfwil-Fulenbach 
 

  
2‘000.00 

Fachkommission Feuerwehr 
 

 1‘800.00 
 

Wahlbüro 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 5‘450.00
1
 

Ansätze 2015, Jährliche Anpassung an die Teuerung gemäss GV-Beschluss 
 
1
 Zuzüglich Entschädigungen für Aushilfen (Helfer, die neben den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des    Wahlbüros ein-

gesetzt  werden) 
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